
 
 
 

Erfüllung des gesetzlichen Mindestlohns: Zulagen und Prämien als 
Bestandteile des Mindestlohns 
 

Das Bundesarbeitsgericht hat entschieden, dass alle zwingend und trans-
parent geregelten Gegenleistungen des Arbeitgebers für die Arbeitsleis-
tung des Arbeitnehmers Bestandteile des Mindestlohns sind. Es folgte 
damit der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union. 
Geklagt hatte eine Telefonistin, die im Berechnungszeitraum monatlich 
neben ihrem Bruttogrundgehalt i. H. v. 1.280,00 EUR eine Wechsel-
schichtzulage von 243,75 EUR, eine Prämie für die Fähigkeit zur Funk-
vermittlung i. H. v. 122,71 EUR und zwei verschieden berechnete 
Leistungsprämien i. H. v. 81,81 EUR und 51,13 EUR erhielt.  
Sie war der Meinung, dass damit bei einer täglichen Arbeitszeit von acht 
Stunden der Mindestlohn nicht erreicht sei, weil es sich bei den Zulagen 
und Prämien um Zahlungen handele, die neben ihrem Grundgehalt 
gezahlt würden. 
Dem widersprach nun das Bundesarbeitsgericht. Als Zahlungen zur 
Erfüllung des Mindestlohns seien alle Zahlungen anzusehen, die als zwin-
gend und transparent geregelte Gegenleistung für die vom Arbeitnehmer 
erbrachte Arbeitsleistung gezahlt werden.  
Hierzu gehörten nach Ansicht des Gerichts auch die im vorliegenden Fall 
streitigen Zulagen und Prämien, so dass die Klägerin keine weiteren 
Ansprüche gegen ihren Arbeitgeber hatte. 
 

 

Hohes Honorar ist starkes Indiz gegen Scheinselbstständigkeit 
 

Das Bundessozialgericht hatte im Fall eines Heilpädagogen zu entschei-
den, der neben einer Vollzeittätigkeit auf der Basis von Honorarverträgen 
vier bis sieben Stunden wöchentlich für einen Landkreis Aufgaben im 
Rahmen der Jugendhilfe erbrachte und hierfür ein Honorar von ca. 
40,00 EUR je Betreuungsstunde erhielt. 
 

Nach Ansicht des Gerichts lag in diesem Fall keine abhängige Beschäfti-
gung vor, da der Heilpädagoge weitgehend weisungsfrei arbeitete und 
auch nicht in die Arbeitsorganisation des Landkreises eingebunden war. 
Gegen eine abhängige  
Beschäftigung sprach zudem die Höhe der Vergütung, die deutlich über 
dem Arbeitsentgelt eines vergleichbar eingesetzten Arbeitnehmers 
gelegen und damit eine Eigenvorsorge ermöglicht habe. Folge: Der 
Landkreis konnte im Zusammenhang mit der Beauftragung des 
Heilpädagogen nicht zur Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen 
herangezogen werden. 
 

 
 
 
 

Höhe der Pensionsrückstellung zugunsten Gesellschafter-
Geschäftsführer muss wegen möglicher Überversorgung überprüft 
werden 
 

Der Bundesfinanzhof hat in einem Urteil zur Pensionsrückstellung eines 
GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführers (GGF) folgende Grundsätze 
bestätigt: 
· Wird dem GGF eine Pension als Festbetrag zugesagt, darf deswegen 

in der Steuerbilanz der GmbH eine Pensionsrückstellung nur insoweit 
gebildet werden, als keine sog. Überversorgung vorliegt. Diese ist 
dann gegeben, wenn die Pensionsanwartschaft zusammen mit 
Anwartschaften aus der gesetzlichen Rentenversicherung und ande-
ren betrieblichen Altersversorgungsleistungen mehr als 75 % der am 
Bilanzstichtag bezogenen Vergütungen (sogenannte Aktivbezüge) 
beträgt. 

· Sind die Aktivbezüge wegen einer Änderung des Beschäftigungs-
grads infolge des Wechsels von Vollzeit- zur Teilzeittätigkeit gemindert 
worden, ist dies beim Ansatz der Aktivbezüge in einer Verhältnisrech-
nung zu berücksichtigen, damit es nicht zu einer negativen Rückwir-
kung wegen des abgesenkten Gehalts kommt. 

 

Beispiel: 
Der GGF hat 20 Jahre ein (volles) Gehalt von monatlich 3.000 EUR bezo-
gen. Ihm ist eine Pension von jährlich 36.000 EUR zugesagt worden, 
andere Altersversorgungsanwartschaften hat er nicht. Die letzten fünf 
Jahre bis zum Eintritt in den Ruhestand erhält er aufgrund seiner verrin-
gerten Arbeitszeit nur noch 50 % der vollen Bezüge. Aufgrund der Ände-
rung des Gehaltsniveaus ist die 75 %-Grenze auf einen neuen Grenzwert 
anzupassen, weil ansonsten bei einer Halbierung des Gehalts auf 
1.500 EUR die Überversorgungsgrenze nur noch
(1.500 EUR x 12 x 75/100 =) 13.500 EUR betragen würde. 
Ab dem Bilanzstichtag nach dem Wechsel des Beschäftigungsgrads 
ergibt sich die Überversorgungsgrenze deswegen in Bezug auf das maß-
gebende bisherige Gehalt von 3.000 EUR nach folgender 
Formel: Überversorgungsgrenze = [75 x (20/25)] + [75 x (50/100) x (5/25)] 
= 67,5 % von 36.000 EUR = 24.300 EUR. 
Die Pensionsrückstellung darf in diesem Fall nicht in Höhe der zugesagten 
Pension von 36.000 EUR, sondern höchstens in Höhe von 24.300 EUR 
steuerlich berücksichtigt werden. Hinsichtlich der Differenz liegt eine 
verdeckte Gewinnausschüttung vor, die den Gewinn der GmbH nicht 
mindern darf. 
 

Tipp: 
In der Auszahlungsphase muss der GGF die Pension als Arbeitslohn 
versteuern. Soweit wegen der Überversorgung aber eine verdeckte 
Gewinnausschüttung vorlag, führen die zufließenden Pensionszahlungen 
zu Einkünften aus Kapitalvermögen und können mit dem Abgeltung-
steuersatz versteuert werden. Insofern kann dies für ihn steuerlich günstig 
sein. 
 

Verspätete Anmeldung eines Reisemangels bei unklaren 
Reiseunterlagen 
 

In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall hatten Reisende erst 
am 11. Tag einer 15-tägigen Reise gegenüber der Reiseleitung erhebliche 
 
 
 

nachstehend erhalten Sie unsere Mandanteninformationen für das 
III. Quartal 2017: 
 

Auch dauernde Verluste aus einer Photovo ltaikanlage können steuer-
lich anzuerkennen sein 
 

Einkünfte unterliegen der Einkommensbesteuerung, wenn sie mit der 
Absicht, Gewinne zu erwirtschaften, erzielt werden. Werden Verluste 
erwirtschaftet, muss für die steuerliche Berücksichtigung in vielen Fällen 
durch eine Prognoserechnung die Gewinnerzielungsabsicht nachgewie-
sen werden. Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat entschieden, 
dass der Verlust aus dem Betrieb einer Photovoltaikanlage auch bei einer 
negativen Gewinnprognose steuerlich anzuerkennen sein kann. 
Im entschiedenen Fall hatte ein Mann ein anteiliges Erbbaurecht an einem 
Grundstück sowie zwei Photovoltaikanlagen von einer Kommanditgesell-
schaft erworben. Diese plante entsprechend ihres Verkaufsprospekts 
einen Solarpark aus unabhängigen Einzelanlagen. In dem Prospekt war 
eine Ertragsprognose enthalten. Die tatsächliche Leistung der Anlagen 
wich aber von der Prognose ab. Der Mann erzielte daher Verluste, die das 
Finanzamt nicht anerkannte. Weil die Ertragsprognose negativ sei, han-
dele es sich um steuerlich irrelevante Liebhaberei. 
Dem widersprach das Finanzgericht. Die Gewinnerzielungsabsicht ist 
zweistufig zu prüfen. Nachdem in der ersten Stufe die Ertragsprognose für 
die Nutzungsdauer der Photovoltaikanlage (20 Jahre) negativ war, waren 
in der zweiten Stufe die Gründe dafür zu würdigen. Die verlustbringende 
Tätigkeit beruhte nicht auf persönlichen Gründen des Mannes. Die Ver-
luste waren daher anzuerkennen. 
 

Kosten medizinischer Seminare als außergewöhnliche  Belastung 
 

Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größere Aufwendungen 
als der überwiegenden Mehrzahl der steuerpflichtigen Personen gleicher 
Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhältnisse und gleichen 
Familienstands (sog. außergewöhnliche Belastungen), so wird auf Antrag 
die Einkommensteuer ermäßigt. Der Teil der Aufwendungen, der die 
zumutbare Belastung übersteigt, wird vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
abgezogen. 
Krankheitskosten stellen grundsätzlich außergewöhnliche Belastungen 
dar. Dazu zählen z. B. Aufwendungen für die Behandlung durch Ärzte und 
Heilpraktiker, für Operationen, Zahnbehandlungen und Zahnersatz, Medi-
kamente, Krankenhausaufenthalte, Krankenbeförderungen und Hilfsmittel. 
Aufwendungen für Arznei-, Heil- und Hilfsmittel können nur anerkannt 
werden, wenn ihre medizinische Notwendigkeit durch Verordnung eines 
Arztes oder Heilpraktikers nachgewiesen wird. 
Das Finanzgericht Münster hatte folgenden Fall zu entscheiden: Bei zwei 
Pflegekindern diagnostizierten die Ärzte frühkindliche Traumata und 
andere Störungen und Schwächen. Die Pflegeeltern besuchten medizini-
sche Seminare, um sich in die Lage zu versetzen, mit der Krankheit ihrer 
Kinder im Alltag heilungsfördernd umzugehen. Das Gericht entschied, 
dass diese Seminarkosten als außergewöhnliche Belastung zu berück-
sichtigen sind. Es stellt zudem klar, dass Krankheitskosten für minderjäh-
rige Pflegekinder den Pflegeeltern aufgrund sittlicher Verpflichtung 
zwangsläufig entstehen. 
 

 

Mängel am gebuchten Zimmer geltend gemacht, wegen der sie später 
eine Minderung des Reisepreises verlangten. Der Reiseveranstalter ver-
wies auf seine Reisebedingungen, wonach Leistungsmängel der Reise-
leitung unverzüglich anzuzeigen sind, und lehnte eine Minderung des 
Reisepreises für die ersten zehn Tage ab. 
Das Gericht bejahte den Anspruch der Reisenden auf Minderung des 
Reisepreises auch für die ersten zehn Reisetage. Der Hinweis in der 
Reisebestätigung auf die Reisebedingungen entsprach weder vom Inhalt 
noch von der Form her den gesetzlichen Anforderungen. Der Hinweis 
muss die Fundstelle nennen, wenn auf Reisebedingungen Bezug 
genommen wird. Er muss deutlich und bei durchschnittlicher Aufmerk-
samkeit ohne weiteres erkennbar sein. Ein schwer lesbarer Kleindruck 
genügt diesen Anforderungen nicht. 
 

 

Häusliches  Arbeitszimmer eines Selbstständigen mit eingeschränktem 
betrieblichem Arbeitsplatz kann steuerlich abzugsfähig sein 
 

Ein selbstständiger Logopäde betrieb seine Praxis mit mehreren Ange-
stellten in gemieteten Räumen, in denen sich ausschließlich Behand-
lungsräume befanden. Zwar waren auch Tische mit Computern und 
Aktenschränken vorhanden, in denen aber einzig Patientenunterlagen 
aufbewahrt wurden. Die sonstigen betrieblichen Unterlagen, wie bspw. 
Krankenkassenabrechnungen oder die Buchführung einschließlich der 
Bankkonten, konnte er dort nicht abgeschlossen aufbewahren. Die 
Dokumente hätten von seinen Angestellten in seiner Abwesenheit einge-
sehen werden können. Theoretisch wäre zwar auch in den Behandlungs-
räumen die Erledigung der anderen betrieblichen Arbeiten in den Abend-
stunden oder an den Wochenenden möglich gewesen; dazu hätte er 
allerdings jedes Mal die sonstigen Unterlagen von seiner Wohnung in die 
Praxis und zurück befördern müssen. Deshalb erledigte er diese Arbeiten 
in seinem häuslichen Arbeitszimmer und machte die Kosten hierfür im 
Rahmen des Höchstbetrags von 1.250 EUR als Betriebsausgaben gel-
tend. Das Finanzamt meinte, in der Praxis sei ein Arbeitsplatz vorhanden, 
der den Abzug von Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers ausschließe. 
Der Bundesfinanzhof ließ den Abzug zu, weil der Logopäde in seiner 
Praxis zur Aufbewahrung seiner sonstigen Betriebsunterlagen keine 
geeigneten Räumlichkeiten hatte und diese auch nicht ohne weiteres 
hergestellt werden konnten. 
 

Hinweis: Das häusliche Arbeitszimmer eines Selbstständigen ist 
notwendiges Betriebsvermögen, wenn der Wert mehr als ein Fünftel des 
gemeinen Werts des gesamten Grundstücks und mehr als 20.500 EUR 
beträgt. Es ist dann steuerverstrickt, d. h., der spätere Verkauf des
 
 

Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant, 



 
 
 

 eigenen Hauses, in dem sich das Arbeitszimmer befindet, oder auch die
Betriebsaufgabe kann zu Steuerbelastungen führen. 
 

 

Kassenführungsmängel bei PC-Kassensystemen 
 

Ist die Kassenführung nicht ordnungsgemäß, hat dies den Verlust der 
Ordnungsmäßigkeit der gesamten Buchführung zur Folge. Das Ergebnis 
der Buchführung (Umsatz, Gewinn) hat dann keine Beweiskraft. Das 
Finanzamt hat die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen. 
Die Vorschriften zur ordnungsgemäßen Kassenführung stellen für alle 
Unternehmer eine enorme Herausforderung dar. Bei der Nutzung pro-
grammierbarer elektronischer Kassensysteme stellt z. B. das Fehlen der 
Programmierprotokolle einen gewichtigen formellen Kassenführungsman-
gel dar, der jedenfalls bei bargeldintensiven Betrieben zur Hinzuschätzung 
berechtigt. Zu den aufzuhebenden Protokollen gehören insbesondere 
diejenigen Unterlagen, die nachträgliche Änderungen dokumentieren. 
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen Fall erfasste ein 
Friseur seine Bareinnahmen über eine PC-gestützte Kassensoftware. 
Diese Software verfügte noch über weitere Funktionen, wie eine Kunden-
kartei und Terminverwaltung. Protokolle über die Einrichtung sowie die 
Programmierung des Kassensystems lagen nicht vor. 
Das Gericht entschied, dass die für elektronische Registrierkassen gelten-
den Grundsätze ebenso auf PC-Kassensysteme anzuwenden sind und 
bestätigte die Schätzungsbefugnis wegen der Kassenführungsmängel. 
 

Hinweis: Seit 1. Januar 2017 gelten die strengen Vorgaben für elektroni-
sche Kassensysteme ausnahmslos. Die bis dahin bestehende Über-
gangsregelung für nicht aufrüstbare „Altgeräte“ ist ausgelaufen. Überdies 
hat der Gesetzgeber generell die Anforderungen an die Kassenführung 
nochmals verschärft. Es sind Übergangsfristen zu beachten. Um unlieb-
same Überraschungen bei Betriebsprüfungen zu vermeiden, sollte unver-
züglich Kontakt zum steuerlichen Berater aufgenommen werden. 
 

Pauschale Einkommensteuer für Geschenke an Geschäftsfreunde ist 
nicht abziehbar 
 

Geschenke an inländische Geschäftsfreunde unterliegen beim Empfänger 
der Einkommensteuer. Damit das Geschenk seinen Zweck erfüllt, kann 
der Schenkende die Steuer dafür pauschal übernehmen und den 
Beschenkten dadurch von seiner Steuerpflicht freistellen. Übersteigt der 
Wert des Geschenks 35 EUR, darf der Schenkende seine Aufwendungen 
nicht als Betriebsausgabe abziehen. Der Bundesfinanzhof hat nun ent-

schieden, dass in den Betrag von 35 EUR auch die pauschale Steuer 
einzubeziehen ist. 
Ein Konzertveranstalter hatte Freikarten an seine Geschäftspartner verteilt. 
Soweit ihnen dadurch steuerpflichtige Einnahmen zugeflossen sind, über-
nahm er pauschal die Einkommensteuer von 30 % und führte sie an das 
Finanzamt ab. Diese Steuer hat der Bundesfinanzhof als ein weiteres 
Geschenk beurteilt. Sie wird steuerlich so behandelt wie das Geschenk 
selbst. Sind die Kosten für das Geschenk nicht abziehbar, gilt das auch 
für die übernommene Steuer. 
Ein Betriebsausgabenabzug kommt auch dann nicht in Betracht, wenn 
die Grenze von 35 EUR erst durch die Pauschalsteuer überschritten wird. 
 

Aufteilung vorab entstandener Werbungskosten bei verbilligter Ver-
mietung 
 

Wird eine Wohnung verbilligt überlassen, sind unter bestimmten Voraus-
setzungen die Werbungskosten nur beschränkt abzugsfähig. Das gilt 
auch für die vor Bezug entstandenen Werbungskosten. 
Ein Angestellter hatte eine von seiner Mutter geerbte Eigentumswohnung 
renoviert und im nachfolgenden Jahr verbilligt an seinen Sohn vermietet. 
Da die Miete weniger als 66 % der ortsüblichen Marktmiete betrug, wur-
den die abzugsfähigen Werbungskosten entsprechend gekürzt. Diese 
anteilige Kürzung war auch für die im Jahr vor Bezug entstandenen Wer-
bungskosten vorzunehmen, da ein Nachweis, dass insoweit eine Ein-
künfteerzielungsabsicht im Zeitpunkt der Vornahme der Aufwendungen 
bestand, nicht erbracht werden konnte. Der insoweit vorläufig ergangene 
Einkommensteuerbescheid des Vorjahrs war entsprechend zu ändern. 
 

Festsetzung der Schenkungsteuer gegen den Schenker 
 

Hat sich ein Schenker im Verhältnis zum Beschenkten zur Entrichtung der 
Schenkungsteuer vertraglich verpflichtet, kann die Finanzbehörde den 
Schenker auch unmittelbar in Anspruch nehmen. Das gilt z. B. auch nach 
einer zu niedrigen Festsetzung der Steuer gegen den Beschenkten. 
Schenker und Beschenkter sind Gesamtschuldner der Schenkungsteuer. 
Die Entscheidung, gegen welchen der Gesamtschuldner die Schenkung-
steuer festgesetzt wird, hat das Finanzamt nach pflichtgemäßem Ermes-
sen zu treffen. Hat die Finanzbehörde trotz vertraglicher Vereinbarung des 
Schenkers mit dem Beschenkten einen Steuerbescheid gegen den 
Beschenkten erlassen, bedeutet dies nicht, dass der Schenker im Fall von 
zu niedrig festgesetzten Steuerbeträgen nicht mehr in Anspruch genom-
men werden kann. Im Ergebnis kann so ein Fehler bei der Steuerfestset-
zung gegenüber dem Beschenkten durch eine Steuerfestsetzung beim 
Schenker korrigiert werden. 
 

Wir wünschen Ihnen alles Gute, mit den besten Grüßen 
 

J. Hollstein   M. Turko  R. Haever  F. Güntzler 
 

J.-K. Vietor T. Kumpe    M. Engel 
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